
Forderungen für eine gute Zukunft der EU aus Sicht der Arbeitnehmer:innen und Konsument:innen 2024-2029

Die RL über transparente und vorhersehbare 
Arbeitsbedingungen wirksam umsetzen

Forderungen

•	•	 Zweck der RL (EU) 2019/1152 über transparente 
und vorhersehbare Arbeitsbedingungen ist 
es, „die Arbeitsbedingungen zu verbessern, 
indem eine transparentere und vorhersehbarere 
Beschäftigung gefördert [...] wird“. Die EU-
Kommission muss sicherstellen, dass 
die Vorgaben der RL auch tatsächlich 
nationalstaatlich umgesetzt werden, sodass sie 
in der Praxis der Arbeitswelt effektiv ankommen 
und nicht nur Papier bleiben.

•	•	 Ein spezielles Augenmerk ist dabei auf die 
Schaffung von wirksamen, angemessenen und 
abschreckenden Sanktionen zu legen.

•	•	 Ebenso ist auf die Präzisierung des 
Benachteiligungsverbots mit transparenten 
und klaren Rechtsfolgen zum Schutz der 
Arbeitnehmer:innen zu achten.

•	•	 Die Anwendung der neuen Dienstzettel-
Regelungen ist nicht nur für neue, sondern 
auch für bestehende Arbeitsverhältnisse zu 
gewährleisten.

•	•	 Die Praxis der Arbeitswelt zeigt regelmäßig, wie 
wichtig es ist, dass Arbeitnehmer:innen ihre 
Rechte kennen, um sie auch geltend machen 
zu können, und welche erheblichen Nachteile 
Rechtsunkenntnis mit sich bringen kann. Die 
Kommission muss der RL zur vollen Geltung 
verhelfen, um diesen Nachteilen effektiv 
vorbeugen zu können.

Hintergrund

Bis 1. August 2022 mussten die EU-Mitgliedstaaten 
die RL (EU) 2019/1152 über transparente und 
vorhersehbare Arbeitsbedingungen umsetzen, die 
den Zweck hat, Beschäftigungskonditionen zu 
verbessern und Arbeitnehmer:innen umfassend 
über ihre wesentlichen Arbeitsbedingungen zu 
informieren. Dazu gehört etwa die verpflichtende 
Ausstellung eines schriftlichen Arbeitsvertrags 
oder Dienstzettels. Österreich war mehr als 
eineinhalb Jahre säumig und setzte die Richtlinie 
schließlich mangelhaft um.
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Begründung und Argumente 

Österreich hat zentrale Aspekte der Richtlinie unzureichend 
in nationales Recht umgesetzt, was die Effektivität und 
den Schutz der Arbeitsrechte in der Praxis erheblich 
einschränkt. Diese Mängel müssen dringend behoben 
werden.

Fehlende abschreckende Sanktionen im   
Zusammenhang mit Dienstzetteln

Es wurden zwar Verwaltungstrafen für die 
Nichtaushändigung von Dienstzetteln eingeführt, die 
konkrete Ausgestaltung (zu niedrige Mindest- und 
Höchststrafen, keine Strafen bei Nichtaushändigung eines 
Dienstzettels, wenn sich Angaben ändern etc.) schwächt 
die potentielle Effektivität aber massiv ab. 

Unkonkretes Benachteiligungsverbot 

Das in der RL vorgesehene Benachteiligungsverbot 
wurde nur unzureichend konkretisiert. Es fehlen klare und 
transparenten Rechtsfolgen und detaillierte Regelungen, 
die die Arbeitnehmer:innen vor Vergeltungsmaßnahmen 
schützen. Bereits existierende Schutzmechanismen 
beziehen sich nicht explizit auf die Richtlinie und sind in der 
Praxis nicht bzw zu wenig bekannt,  was die Wirksamkeit 
des Schutzes erheblich einschränkt.

Fehlender Schutz für bestehende 
Arbeitsverhältnisse

Die neuen Dienstzettel-Regelungen gelten ausschließlich 
für neu abgeschlossene Dienstverträge und beinhalten 
keine Anpassungen für bestehende Arbeitsverhältnisse. 
Dies steht im Widerspruch zu Art 22 der RL. 
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Die Bundesarbeitskammer (AK) ist die gesetzliche 
Interessenvertretung von rund 4 Millionen 
Arbeitnehmer:innen und Konsument:innen in 
Österreich. Sie vertritt ihre Mitglieder in allen sozial-, 
bildungs-, wirtschafts- und verbraucherpolitischen 
Angelegenheiten auf nationaler sowie auch auf der 
Brüsseler EU-Ebene. 
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